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Beschwerdelegitimation, Verantwortlichkeit, Verjährung
Sachverhalt

D., der Sohn des verbeirateten W., hat eine Anwältin beauftragt, wegen der Vermögensverminderung die Haftung des Beistandes N.und der  Vormundschaftsbehörde Z. zu prüfen. Sie beantragt 
1. Einsicht in das gesamte Dossier von W. 
2. Eine "stadträtliche Erklärung, dass die Vormundschaftsbehörde und der Beistand N. vorläufig bis 31. Dezember 2011 auf die Einrede der Verjährung verzichten".
 

Die Vormundschaftsbehörde hat mit Beschluss vom X/Y den Übertragungsbericht von N. genehmigt und die Genehmigung sowohl W. als auch den beiden Kindern zugestellt. 
In den Unterlagen finde ich ein Schreiben meines Vorgängers an den Sohn, D. , wonach er keine Einsicht in die Akten erhalte, sondern als Erbe erst nach dem Tod von W.  Einsicht in die Rechnung erhalte.
 
Fragen 

1. Ich gehe davon aus, dass D. gem. Art. 420 ZGB im wohlverstandenen Interesse seines Vaters beschwerdeberechtigt ist und wir deshalb auch die Akteneinsicht gewähren müssen. Dies stimmt aber nicht mit dem Schreiben meines Vorgängers an ihn überein. Wie beurteilst du die Frage der Akteneinsicht? Müssen wir das ganze VB-Dossier vorlegen, oder nur die Unterlagen, die die umstrittene Vermögensanlage betreffen?
2. Gehe ich richtig in der Annahme, dass die Frist für eine Verantwortlichkeitsklage in Art. 454 ZGB geregelt sind (Verjährung nach Ablauf eines Jahres nach Zustellung der Schlussrechnung). Siehst Du Gründe, wonach die Vormundschaftsbehörde auf die Geltendmachung der Verjährung verzichten sollte? Gehe ich richtig in der Vermutung, dass eine entsprechende Erklärung an die Parteien nur Kulanz gegenüber D.  wäre, aber nicht im Interesse der VB ist? 
Erwägungen
1. Beschwerdelegitimiert gemäss Art. 420Abs. 2  ZGB ist jedermann, der auch gemäss Art. 420 Abs. 2 ZGB legitimiert wäre, also die schutzbedürftige Person  sowie jedermann, der ein Interesse hat (Schnyder, in: ZVW3/2002, S. 87). Darunter fällt sicherlich, jedermann, der Mündelinteressen wahren will und in einer besonderen Nähe zum Bevormundeten steht, aber auch der eigene Interessen geltend macht, die durch das Vormundschaftsrecht geschützt sind (BSK ZGB I-Geiser, Art. 420 N 31). 

2. Das Akteneinsichtsrecht ist als Voraussetzung für das Recht auf Äusserung ein Teil des Anspruchs auf rechtliches Gehör. Träger des Akteneinsichtsrechts sind die Beteiligten des Verfahrens. Sie besitzen grundsätzlich umfassendes Einsichtsrecht in die entscheidrelevanten – und damit nicht nur sie betreffenden – Akten. Schranken des Akteneinsichtsrechts sind überwiegende öffentliche oder private Interessen, wie z.B. berechtigte Geheimhaltungsinteressen von betroffenen Privaten, namentlich die Wahrung des Persönlichkeitsschutzes. Die der Akteneinsicht entgegenstehenden Interessen sind im konkreten Fall sorgfältig und umfassend abzuwägen (Rhinow/Koller/Kiss: Öffentliches Prozessrecht, Rz. 334 ff.).
3. Eltern, Verwandte, Freunde sind in Bezug auf das Vormundschaftsgeheimnis wie Dritte zu behandeln (A. Elsener, Das Vormundschaftsgeheimnis, Diss. 1993, S. 191 ff.; 299 ff.). Das heisst auch, dass sie im Grundsatz weder ein Auskunftsrecht noch ein Akteineinsichtsrecht haben. Deshalb haben Erben auch nicht automatisch Akteineinsichtsrecht in die vormundschaftlichen Akten des/-r Verstorbenen (siehe ausführlich: A. Elsener, S. 301 ff.). Die Auffassung Elseners, dass den Erben zur Geltendmachung der Verantwortlichkeit die Belege und die Rechnung zugestellt werden muss, ist nicht unwidersprochen geblieben (siehe: http://www.vsav-asto-astu.ch/de/dokumentation/dokumente/091107Aktenerb.doc ). 
4. Gemäss Art. 426 ZGB haben der Vormund und die Mitglieder der vormundschaftlichen Behörden bei der Ausübung ihres Amtes die Regeln einer sorgfältigen Verwaltung zu beobachten und haften für den Schaden, den sie absichtlich oder fahrlässig verschulden.  
Die Verjährungsfrist gegenüber den unmittelbar haftbaren Mitgliedern der vormundschaftlichen Behörde endet gemäss Art. 454 ZGB mit Ablauf eines Jahres nach Zustellung der Schlussrechnung; gegenüber den nicht unmittelbar haftenden Mitgliedern mit Ablauf eines Jahres, nachdem sie erhoben werden konnte. Ist ein Verantwortlichkeitsgrund erst nach Beginn der ordentlichen Verjährungsfrist gemäss Art. 454 ZGB entdeckt worden, so verjährt die Klage gemäss Art. 455 ZGB erst mit Ablauf eines Jahres nachdem der Verantwortlichkeitsgrund entdeckt wurde; in jedem Falle aber 10 Jahre nach der ordentlichen Verjährungsfrist.

5. Die Vormundschaftsbehörde hat gemäss Art. 452 ZGB i.V.m. Art. 423 ZGB den Schlussbericht und die Schlussrechnung zu prüfen. Das Ergebnis der Prüfung ist die Genehmigung oder die Verweigerung der Genehmigung (BSK ZGB I- Affolter Art. 451-453 ZGB N 32, N55 ff.). 
Der Genehmigung, respektive Nichtgenehmigung der Schlussrechnung sowie des -berichtes kommt keine unmittelbare materiellrechtliche Bedeutung zu und  berührt somit die Verantwortlichkeit des Mandatsträgers nicht. Sie hat keine vollständige Entlastung des Mandatsträgers zur Folge, aber erhöhte Beweiskraft, da sie die Vermutung der Richtigkeit für sich geniesst. (BSK ZGB I -Geiser, Art. 423 N 6; BSK ZGB I - Affolter, Art. 451-453 N 60). Mit der Entlassung ist der Mandatsträger zu keiner weiteren Amtshandlung (gemäss Art. 444 ZGB) mehr berechtigt oder verpflichtet (BSK ZGB I- Affolter, Art. 451-453 N 75). Bei einem Mandatswechsel gehört es zur Aufgabe des neuen Mandatsträgers, allfällige Haftungsansprüche geltend zu machen (A. Egger, in: Zürcher Kommentar Art. 454 N 9 implizit).

Fazit: 
Beantwortung der Frage 1: 
Mit dem Entscheid der Vormundschaftsbehörde wird das erstinstanzliche Verfahren abgeschlossen. Die beschwerdelegitimierten Parteien können Beschwerde erheben. Auch wenn der Anwalt nicht vorsorglich Beschwerde einlegt und gleichzeitig Akteneinsichtsrecht verlangt, damit er die Beschwerde begründen kann, wäre es wohl überspitzter Formalismus, wenn man argumentieren würde, dass man die Akteneinsicht nicht gewährt, weil er formal die Beschwerde nicht vorsorglich geltend gemacht hat. Damit wäre Akteneinsicht möglich im Unterschied dazu, wenn kein Verfahren hängig ist. Damit unterscheidet sich die Situation in Bezug auf diejenige Deines Vorgängers. Umfang des Akteneinsichtsrechts umfassen die entscheidrelevanten Akten soweit nicht überwiegende private oder öffentliche Interessen gegen ein Einsichtsrecht sprechen. 
Die andere Frage, die sich stellt, ist ob der Sohn beschwerdelegitimiert ist. Prima vista kann er nur geltend machen, dass das Vermögen nicht ausreichend beaufsichtigt wurde, was notwendig für den Schutz des Vaters wäre, wobei zu vermuten ist, dass vorab erbrechtliche Gründe im Vordergrund stehen, die für die Klagelegitimation nicht ausreichend sind. Die Aufgabe der allfälligen Geltendmachung der Verantwortlichkeit gegenüber dem bisherigen Mandatsträger wäre aber auch Aufgabe des neuen Mandatsträgers. Deshalb ist bei einem Mandatsträgerwechsel der Schlussbericht auch nicht den Nachkommen zuzustellen, da sie (noch) nicht Erben im Sinne von Art. 453 Abs. 2 ZGB sind. Aufgrund dieser Überlegungen ist bei der Beschwerdelegitimation der Nachkommen grosse Zurückhaltung zu üben. Sie wäre hier m.E. zu verneinen (siehe hierzu auch die Beantwortung von K. Affolter: http://www.vsav-asto-astu.ch/de/dokumentation/dokumente/070404PartAng.doc ). Es gehört zur Aufgabe der Vormundschaftsbehörde während der Mandatsführung die schutzbedürftige Person gegenüber Sorgfaltspflichtverletzungen der Mandatsträger/-innen zu schützen (und Anhaltspunkten einer Sorgfaltsverpflichtung nachzugehen), aber auch gegenüber Persönlichkeitsverletzungen punkto Datenschutz durch Angehörige. Hier wäre m.E. der Sohn nicht beschwerdelegitimiert, hätte somit keine Parteistellung und auch (weiterhin) kein Akteneinsichtsrecht.
Beantwortung der Frage 2:
Das sehe ich genau so. Der Verzicht auf die Einrede der Verjährung  gemäss Art. 454 f. ZGB wäre Kulanz gegenüber dem Beschwerdeführer. 
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